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1. Grussbotschaft von Ernst Zingg, Präsident 
des Kantonsrats Solothurn 

Ernst Zingg begrüsst die Anwesenden.  

Die eidgenössischen Wahlen sind fast vorbei, der 
Wahlkampf auch. Die Themen des Wahlkampfes 
haben sich fast den – traurigen – Ereignissen der Zeit 
angepasst. Es war nicht zu vermeiden oder zu ver-
hindern und hat sich auch im Resultat niedergeschla-
gen. Daneben sind die «bestehenden» ebenso wich-
tigen Aufgaben immer noch da. Sie sind da und wir 
müssen sie bearbeiten und lösen. Mit «wir» sind so-
wohl die PolitikerInnen als auch die Wirtschaftsführe-
rInnen und die Gesellschaft als Ganzes gemeint. Alle 
sind gefordert. Die Frage nach der Energieversorgung 
ist eine der ganz grossen Fragen. Es geht darum, das 
Energiesystem umzubauen und an die neuen Gege-
benheiten anzupassen. Das bringt gewaltige Heraus-
forderung für alle mit sich.  

Es ist eine Ehre und Freude zugleich, heute so viele 
hochkarätige Gäste hier in Solothurn – einem Ener-
giekanton – begrüssen zu dürfen. Eine besondere 
Ehre und Freude ist es, Frau Bundesrätin Doris 
Leuthard begrüssen zu dürfen.  

Deutschland hat in Sachen Energie in den letzten 
Jahren einige Veränderungen erfahren. Auch in der 
Schweiz wird darüber diskutiert und es ist eine Ehre 
dazu heute Rita Schwarzelühr-Sutter, parlamentari-
sche Staatssekretärin im Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, will-
kommen zu heissen.  

Der Kanton Solothurn hat im letzten Jahr seine ener-
giepolitische Strategie überprüft. Dafür verantwortlich 
ist Regierungsrätin Esther Gassler. Herzlich willkom-
men. 

Und schliesslich ist auch die Wirtschaft herausgefor-
dert. Es ist darum schön, dass Suzanne Thoma, CEO 
der BKW und Remo Lütolf, Vorsitzender der Ge-
schäftsleitung von ABB Schweiz zugegen sind. Auch 
sie sind herzlich willkommen.  

Als Präsident des Kantonsrats Solothurn ist es eine 
Ehre, hier im Kantonsratssaal Parlamentarier aus den 
Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt, 
Bern und Solothurn begrüssen zu dürfen. Ein herzli-
ches Dankeschön an die Organisatoren des Anlas-
ses. 

 

2. Begrüssung und Einleitung durch Jean-
Pierre Summ, Mitglied des Kantonsrats So-
lothurn, Präsident der IPK Nordwest-
schweiz 

Auch Konferenzpräsident Jean Pierre Summ heisst 
die Gäste willkommen im Kanton Solothurn. Die 
IPKNW trifft sich jedes Jahr, um ein Thema aus-
serhalb des parlamentarischen Betriebes zu vertiefen. 
In diesem Jahr ist die Energiewende das Thema der 
Jahrestagung. Hochkarätige ReferentInnen werden 
gleich einen ausgezeichneten Einblick in die Proble-
matik erlauben. Anschliessend findet eine Diskussi-
onsrunde unter der Moderation von Frank Linhart 
statt. Zwischen den Referaten wird Aernschd Born 
das Thema aus einer anderen Perspektive betrach-
ten. Schliesslich, nach getaner Arbeit, wird im Stei-
nernen Saal ein Stehlunch offeriert.  

 

3. Einführende Referate 

3.1. Doris Leuthard, Bundesrätin, Vorsteherin 
des Departements für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation 

Bundesrätin Doris Leuthard bedankt sich für das 
grosse Interesse. Beim Thema Energie stellt sich 
immer wieder die Frage, ob Bund oder Kantone für 
die Umsetzung zuständig sind. Bereits seit zwei Jah-
ren ist die Vorlage im Parlament. Für den Bundesrat 
ist das eine lange Zeit. Die lange Dauer ist nicht nur 
Ausdruck der demokratischen Situation, sondern auch 
Ausdruck der Komplexität der Materie. 

In 10 Minuten die ganze Energiestrategie des Bundes 
in ihrer ganzen Komplexität auslegen zu wollen, ist 
ein Ding der Unmöglichkeit. Es soll versucht werden, 
die Pfeiler der bundesrätlichen Botschaft näher zu 
bringen.  

Die Energieversorgung ist zentral für jedes Land. Die 
Schweiz ist bei der Energie sehr importabhängig; 
78 % der Energie wird importiert. Die Schweiz ist 
daher auf einen guten Marktzugang im Ausland an-
gewiesen und die Schweiz ist sehr anfällig auf Preis-
schwankungen. Ausserdem ist die Schweiz auch ein 
Land, das sehr viel Energie verbraucht. Im Moment 
sind es rund 6’300 Watt pro Person. Dass die 
Schweiz, obwohl sie ein Dienstleistungsland ist, einen 
so hohen Verbrauch aufweist, zeigt, dass der Wohl-
stand in der Schweiz sehr hoch ist. Der Bundesrat 
möchte die Auslandabhängigkeit senken. Dazu müs-
sen die Potenziale im Inland erschlossen werden. 
Damit wird auch erreicht, dass die Schweiz weniger 
abhängig ist vom erwarteten Kampf um die Ressour-
cen und von der Preisvolatilität. Der Bundesrat möch-
te mit den vorgelegten Massnahmen den Import von 
Energie von 78 % auf 60 % senken. Dies soll vor 
allem mit einer Reduktion des Verbrauchs erreicht 
werden. Im Klartext: Die Energieeffizienz soll steigen. 
Dieser Teil der Strategie des Bundesrats ist bei allen 
Akteuren am wenigsten umstritten.  
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Es gilt darauf hinzuweisen, dass der Bundesrat eine 
Energie- und nicht eine Stromstrategie vorgelegt hat. 
Die Energiekosten der Schweiz betragen jährlich 
ungefähr CHF 30 Mrd. Die Stromkosten betragen 
ungefähr einen Drittel davon. Die Energie, die nicht 
aus Strom kommt, ist also viel wesentlicher. Insbe-
sondere beim Verkehr gibt es einen grossen Anstieg 
des Energieverbrauchs. Hier den Verbrauch zu sen-
ken, bedeutet Kosten zu senken und weniger abhän-
gig vom Ausland zu sein. Im Verkehrsbereich möchte 
der Bundesrat weitgehend die europäische Gesetz-
gebung übernehmen. Bei den Lastwagen sind dies 
zum Beispiel die Euronormen 5 und 6. Damit ist ein 
LKW besser positioniert als ein ungefähr siebenjähri-
ger Lieferwagen. Für Neuwagen – darin eingeschlos-
sen sind leichte Lieferwagen und Sattelschlepper – 
lautet das Ziel 95 g/km CO2. Dieses Ziel ist realistisch. 
Bereits heute gibt es das Dreiliter-Auto oder Hybrid-
Autos. Der Bundesrat setzt in diesem Bereich stark 
auf die technischen Entwicklungen. Für die Strassen-
kasse ist diese Entwicklung natürlich weniger gut, weil 
die Einnahmen durch die Mineralölsteuern zurückge-
hen. Das Klima hat in diesem Punkt aber Vorrang.  

Der zweite Bereich mit hohem Energieverbrauch 
stellen die Gebäude dar. Der zweite Pfeiler der Ener-
giestrategie ist darum diesem Bereich gewidmet. In 
der Schweiz sind 850‘000 Ölheizungen in Betrieb. 
30‘000 werden jährlich erneuert. Das ist klimapolitisch 
nicht wünschenswert. Seit 2008 haben Bund und 
Kantone ein Gebäudeprogramm. Damit werden Ener-
gieeffizienzmassnahmen umgesetzt, finanziert aus 
der CO2-Abgabe. Es ist ein erfolgreiches Programm. 
In vielen Kantonen gibt es Wartelisten mit Sanie-
rungsprojekten. Bei Neubauten ist man schon sehr 
weit. Hier werden immer mehr Null-Energiehäuser 
gebaut oder solche, welche mehr Energie produzie-
ren, als sie verbrauchen. Das wirkliche Problem ist 
der alte Gebäudepark. In diesem steckt ein riesiges 
Potenzial. Viele Unternehmen haben sich in diesem 
Bereich spezialisiert und bieten ausgereifte Lösungen 
an. Die Schweizer Standards sind führend in Europa. 
Trotzdem muss die Renovationsquote von derzeit 
0.86 % verdoppelt werden, um den angestrebten 
Effizienzgewinn im Gebäudebereich zu erreichen. 
Dank den tiefen Hypothekarzinsen ist es im Moment 
ideal zum Investieren. Darum soll das Gebäudepro-
gramm – zusammen mit den Kantonen – auch ver-
stärkt werden. Der Finanzierungsschlüssel soll dabei 
geändert werden. Im Moment laufen noch Diskussio-
nen, wieviel die Kantone und wieviel der Bund über-
nehmen soll und wer die Vorschriften machen darf. 
Wird eine Heizung als Bestandteil des Gebäudes 
betrachtet, wären die Kantone zuständig. Wird eine 
Heizung als Gerät betrachtet, wäre der Bund zustän-
dig. Die Kantone haben mit den Mustervorschriften 
der Kantone im Energiebereich (MukEn) Standards 

für die Sanierung von Altbauten ausgearbeitet. Das 
geht in die richtige Richtung, auch wenn der Bund 
sich noch schärfere Vorschriften gewünscht hätte. Die 
Frage, wie Renovationen gefördert werden können, 
wird einige Kantonsparlamente noch beschäftigen. 
Der Bund kann mit der CO2-Abgabe Renovationen 
unterstützen. Die Beträge werden aber limitiert sein. 
Es gibt auch die Möglichkeit von steuerlichen Anrei-
zen. Der Nationalrat und der Ständerat sind sich in 
dieser Frage aber noch nicht einig. Einig ist man sich 
hingegen in der Frage, dass Ersatzneubauten steuer-
lich gleichgestellt werden sollen mit Unterhaltsarbei-
ten. Denn oft ist es schlauer, ein Gebäude abzureis-
sen als mit einem umfangreichen Flickwerk energeti-
sche Verbesserungen erzielen zu wollen. Oft ist es 
auch günstiger.  

Ein weiterer Teil der Energieeffizienzmassnahmen 
betrifft die Geräte. Hier ist die Arbeit der Energiestäd-
te und -regionen hervorzuheben. In diesem Zusam-
menhang ist auch noch die Volksinitiative «StromEffi-
zienz» hängig. Sie wird zurückgezogen, sofern im 
Gesetz Verbrauchsziele verankert werden.  

Der dritte Pfeiler des Bundesrates ist die erneuerbare 
Energie. Dieser Bereich ist sehr stark auf den Strom 
fokussiert und schlägt am meisten Wellen. 

Im Moment hat die Schweiz fünf AKW in Betrieb, 
welche ungefähr 37 % des verbrauchten Stroms ge-
nerieren. 2011 wurde geprüft, ob die auslaufenden 
AKW erneuert werden sollen. Bis heute liegen drei 
Gesuche für einen Neubau vor. Sie wurden bislang 
nicht zurückgezogen. Vor Fukushima war klar, dass 
höchstens ein neues AKW gebaut werden würde, 
sofern die Kosten nicht zu hoch sind. Nach der Atom-
reaktorkatastrophe von Fukushima – davon ist der 
Bundesrat überzeugt – will niemand mehr ein neues 
AKW bauen. Der Bau macht nämlich auch betriebs-
wirtschaftlich keinen Sinn mehr. Ein AKW ist langfris-
tig nicht rentabel. Es gibt auch keinen Betreiber, der 
heute ein neues AKW bauen möchte. Für den Bun-
desrat stellt sich darum die Frage, wie die Stromver-
sorgung der Zukunft aussehen soll. Die erneuerbaren 
Energien haben ein gewisses Potenzial, dieses ist 
aber limitiert. Und die Produktion von Sonnen- und 
Windstrom ist in der Schweiz teurer als in Spanien 
oder Norwegen. 

Der Bund sagt lediglich, was möglich ist. Er macht 
den Kantonen aber keine Vorschriften in diesem Be-
reich. Und er fördert allfällige Projekte. Wenn niemand 
investieren möchte, dann wird die Schweiz Strom aus 
dem Ausland importieren müssen. Gaskraftwerke sind 
nicht eine wirkliche Alternative. Auch hier ist die 
Schweiz – wie auch beim Öl – abhängig vom Aus-
land. Gas ist im Moment vor allem im Winterhalbjahr 
wichtig zum Heizen und hält 13 % am Energiemix. 
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Der Verbrauch beschränkt sich vor allem auf die Städ-
te. Der Bundesrat möchte Importe von Energie wei-
terhin nicht verhindern. Er weist aber darauf hin, dass 
die Schweiz abhängig ist und dass dabei keine Inves-
titionen in der Schweiz anfallen. Daher möchte er die 
Produktion von erneuerbaren Energie im Inland för-
dern. Eine zeitlich befristete Förderung macht in den 
Augen des Bundesrates Sinn und löst Investitionen 
aus. Die Nachfrage nach Fördermittel ist gross. Im 
Moment gibt es eine Warteliste mit ungefähr 40‘000 
Projekten. Das zeigt, dass nicht nur der Bundesrat 
eine Chance sieht in den erneuerbaren Energien. 
Noch keine Einigkeit besteht bei der Höhe der Förde-
rung. Im Moment beträgt diese höchstens 1.5 Rappen 
pro KWh. Der Nationalrat will 2.3 Rappen pro KWh 
und der Ständerat 2.1 Rappen. Eine Erhöhung auf 
2.1 Rappen würde Mehrkosten von CHF 300 Mio. 
auslösen.  

Ein Wort zu den Grosswasserkraftwerken: Viele Kan-
tone sind Miteigner von solchen Grosswasserkraft-
werken und profitieren von den Wasserzinsen. Im 
Kanton Aargau sind es zum Beispiel CHF 46 Mio. pro 
Jahr. Die Wasserkraft ist aber stark unter Druck. Im 
Moment sind die Wasserkraftwerke im europäischen 
Strommarkt nicht wettbewerbsfähig. Die Wasserkraft 
bleibt für den Bundesrat aber das Rückgrat der 
Stromversorgung. Deshalb überlegt sich der Bundes-
rat, wie für die Wasserkraft eine zeitlich befristete 
Lösung gefunden werden kann. Der Ständerat möch-
te die Wasserkraft mit 0.2 Rappen/KWh unterstützen, 
befristet auf fünf Jahre.  

Zum Schluss noch einige Worte zu den Preisen: Die 
Energiekosten belaufen sich – wie gesagt – auf CHF 
30 Mrd. pro Jahr. Davon verursacht der Strom unge-
fähr CHF 10 Mrd. Die Kosten schwanken aber stark. 
2013 und 2014 waren die Energiekosten tief, es wur-
den CHF 2.3 Mrd. gespart. Das liegt daran, dass viele 
Effizienzmassnahmen schon wirken. Beim Strom 
sanken die Kosten um CHF 700 Mio. Dies liegt auch 
daran, weil viele Stadt- und Kantonswerke sich im 
europäischen Markt den Strom beschaffen. Das zeigt, 
dass die Solidarität rasch aufhört, wenn es um die 
Kosten geht. Es gibt also eine grosse Diskrepanz 
zwischen der Forderung, in der Schweiz zu investie-
ren und dem Kaufverhalten am Strommarkt.  

Bei den Laufzeiten für AKW decken sich die Meinun-
gen von Bundesrat, Parlament und Betreibern. Es soll 
keine Laufzeitbeschränkungen geben. Entscheidend 
ist die Sicherheit. Gerade beim AKW Beznau stellt 
sich im Moment die Frage, ob der Reaktor nicht schon 
früher abgeschaltet wird. Die Betreiber müssen sich 
laufend fragen, ob sich eine Investition in die Sicher-
heit lohnt oder ob es rentabler ist, den Reaktor vom 
Netz zu nehmen.  

Wichtig im Zusammenhang mit der Energieproduktion 
sind die Übertragungswege, also die Leitungen und 
Pipelines. Die Bewilligung von neuen Leitungen liegt 
meist in der Kompetenz der Kantone. Schwierig ist oft 
die Verfahrensdauer. In Riniken (AG) zum Beispiel 
wird seit 35 Jahren an einer Leitung geplant. Im 
Schnitt sind es 16 Jahre. Es ist schwierig, Entscheide 
zu treffen, wenn Verfahren so lange dauern. Diese 
Verfahren müssen darum vereinfacht und gestraft 
werden. Denn es nützt nichts, wenn Strom produziert 
aber nicht abtransportiert werden kann. Der Kanton 
Wallis produziert im Moment zum Beispiel viel Strom, 
kann diesen aber nicht ins Mittelland abtransportieren, 
weil die Übertragungswege fehlen.  

 

3.2. Suzanne Thoma, CEO der BKW 

Suzanne Thoma begleitet ihre Ausführungen mit 
einer Folienpräsentation (Beilage 1). 

Ergänzend zu Folie 2: Anfang 2013 war für die BKW 
klar, in welchem Umfang das AKW Mühleberg nach-
gerüstet werden müsste, um es noch länger – bis 
ungefähr 2025 – betreiben zu können. Auf der ande-
ren Seite wusste die BKW damals auch um die aktu-
ellen Strompreise am Strommarkt und um die Trends, 
welche klar nach unten zeigten. Aufgrund dieser bei-
den Parameter kam die BKW zum Schluss, die Inves-
tition nicht zu tätigen und das AKW vom Netz zu 
nehmen. Ein Neubau eines AKW muss man heute 
nicht mehr verbieten. Bei den heutigen Strompreisen 
ist ein Neubau nicht rentabel. Der Strompreis müsste 
ungefähr 3 bis 3.5 Mal höher sein, damit die Rech-
nung aufgehen würde. Die Schweiz betritt nicht unbe-
kanntes Terrain. Es gibt insbesondere in Deutschland 
Erfahrung im Rückbau von AKW, von der auch die 
Schweiz profitieren kann.  

Zu Folie 3: Die CHF 800 Mio. Rückbaukosten gilt es 
in Verbindung zu setzen mit dem Cashflow der BKW. 
Dieser betrug im 2014 über CHF 400 Mio. Die BKW 
kann den Rückbau finanzieren. Per Ende 2014 sind 
CHF 760 Mio. zurückgestellt.  

Zu Folie 4: Ende 2019 wird die Kettenreaktion abge-
stellt. Mühleberg wird ab dann keinen Strom mehr 
produzieren. Es folgt für ein Jahr der sogenannte 
Nachbetrieb. Die Brennelemente werden während 
dieser Zeit vom Reaktor in das Brennelementbecken 
verlegt und dort mehrere Jahre gekühlt. Dieser Vor-
gang ist nicht neu. Er passiert, seit es Mühleberg gibt, 
denn es gab ja immer wieder ausgebrannte Brenn-
elemente. Danach werden die Brennelemente nach 
Würenlingen abtransportiert. Damit ist das AKW defi-
nitiv ausser Betrieb genommen und es beginnt der 
nukleare Rückbau. Radioaktiv belastete Elemente 
werden abgebrochen. Es ist geplant, dazu den Reak-
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tor mit Wasser zu fluten und mit der Hilfe von Robo-
tern den Reaktor Stück für Stück abzubrechen. Nach 
sechs Jahren soll diese Phase beendet sein. An-
schliessend erfolgt der konventionelle Abbau.  

Zu Folie 6: Für den Betreiber ist es aus Kostengrün-
den wichtig, möglichst rasch nachdem das AKW ab-
gestellt wurde, mit dem Rückbau beginnen zu kön-
nen. Ein grosser Teil der Rückstellungen wurde be-
reits getätigt. 

 

3.3. Rita Schwarzelühr-Sutter, parlamentarische 
Staatssekretärin, Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit (D) 

Rita Schwarzelühr-Sutter: Der Ausstieg aus der 
Atomkraft ist ein spannendes Thema. Es gilt gleich-
zeitig auch eine Brücke zu schlagen zum Ausbau der 
Erneuerbaren. Die beiden Themen gehören in 
Deutschland untrennbar zusammen. Sie sind zwei 
Bausteine der Energiewende, die man immer zu-
sammen denken muss. 

In Deutschland stehen 16 AKW-Blöcke still. Darunter 
hat es sowohl Leistungs- als auch Prototypreaktoren. 
Das grösste Stilllegungsprojekt ist am Standort 
«Greifswald». Drei kleinere Prototyp-Reaktoren wur-
den bereits vollständig zurückgebaut. In den nächsten 
Jahren wechseln 17 Leistungsreaktoren in die Stillle-
gungsphase. Neun sind bereits in der Übergangspha-
se. Die weiteren acht werden bis 2022 folgen, so der 
parteiübergreifende Beschluss. Für die komplette 
Stilllegung wird mit 15 bis 20 Jahre gerechnet. Es ist 
ein aufwändiger Prozess, der viel Kompetenz ver-
langt. Auch in Deutschland sind die Betreiber für die 
Stilllegung – also den Rückbau, die Entsorgung und 
die Endlagerung – verantwortlich. Im Vergleich zum 
hochradioaktiven Abfall ist der schwach- und mittelak-
tive Abfall volumenmässig viel grösser. Der hochradi-
oaktive Abfall braucht aber am meisten Aufmerksam-
keit. Bis Ende 2014 wurden 38.7 Mrd. Euro für die 
Stilllegung zurückgestellt. Die Frage, ob dies reicht, 
wird im Moment heftig diskutiert. Wichtig ist, dass im 
Standortauswahlverfahren und in der Genehmigungs-
phase die Gesellschaft mit einbezogen wird und 
Transparenz geschaffen wird. Die Erfahrung zeigt, 
dass auch dort, wo die Bevölkerung in den letzten 
Jahren von den AKW profitiert hat, diese sehr kritisch 
ist gegenüber einem möglichen Endlager. Die Akzep-
tanz, den radioaktiven Abfall zurückzunehmen, ist 
klein.  

Es gibt zwei Stilllegungsstrategien: Zum einen den 
direkten Abbau und zum anderen den sicheren Ein-
schluss. Beim zweiten Vorgehen bleibt die Anlage 
nach Entfernung der Brennelemente und nach der 

Überführung in einen wartungsfreien Zustand für 
einige Jahrzehnte bestehen. Bis jetzt hat dies noch 
niemand gemacht. Beim direkten Abbau kann man 
noch auf das Wissen der MitarbeiterInnen zurückgrei-
fen. Beim sicheren Einschluss ist dies nach einigen 
Jahrzehnten nicht mehr der Fall. Die pluralistisch 
besetzte Endlagerkommission ist auch der Ansicht, 
dass die Lasten der Endlagerung nicht beliebig auf 
die nächsten Generationen verschoben werden sol-
len. Auch das wäre beim Einschluss der Fall. 

Zwischen 2011 und 2015 wurde eine Leistung von 
ungefähr 10.2 Gigawatt vom Netz genommen. Bis 
2020 werden weitere 11.4 GW dazukommen. Das ist 
viel. Es stellen sich Fragen, wie der Erhalt eines sehr 
hohen Sicherheitsniveaus der Energieversorgung 
gewährleistet werden kann. Deutschland baut seit 
einigen Jahren seine Energieversorgung grundlegend 
und nachhaltig um. Bis 2050 sollen mindestens 80 % 
der Energie erneuerbar sein. Ausserdem sollen alle 
wirtschaftlichen Potenziale der Energieeffizienz aus-
geschöpft werden. Die billigste Energie ist ja immer 
jene, die nicht gebraucht wurde. Ein hohes Effizienz-
potenzial steckt im alten Gebäudepark.  

Im Strombereich liegt der Marktanteil der erneuerba-
ren Energien bei ungefähr 30 %. Im Jahr 1990 lag der 
Wert noch bei 3 %. Die Erneuerbaren sind mittlerweile 
die wichtigste Stromquelle, vor Kohle und Atomkraft. 
AKW liefern noch ungefähr 15 % an den Bruttostrom-
verbrauch. Innerhalb der Erneuerbaren nimmt Wind-
kraft die Spitzenstellung ein, gefolgt von Photovoltaik 
und Biogas. Die Stromerzeugung mit Wind an Land 
(also nicht Offshore) ist mittlerweile sehr günstig und 
dezentral ausgerichtet. Deutschland hat das Ziel, 
jährlich je 2500 MW Wind- und Photovoltaik-Leistung 
zuzubauen. Offshore-Windenergie soll auch nochmals 
mächtig zulegen, geplant sind +6.5 GW bis 2020. Bei 
der Bioenergie stehen die Flächen- und Nutzungs-
konkurrenz-Fragen immer mehr im Zentrum (Stich-
wort «Teller oder Tank»). Es ist auch eine sehr teure 
Energie, wenn sie nicht aus Reststoffen produziert 
werden kann. Es wird in diesem Bereich darum kaum 
einen grossen Ausbau geben. Monokulturen sind 
auch aus Sicht des Naturschutzes problematisch 
(Stichwort «Vermaisung» der Landschaft). Bei der 
Wasserkraft sind die Grenzen erreicht. Bei der Tie-
fengeothermie ist man im Moment vorsichtig.  

Betreffend Kosten: Es wird der Bundesregierung 
häufig vorgeworfen, sie gebe zu viel Geld für erneu-
erbare Energien aus. Es gilt daher immer wieder zu 
betonen, dass das Geld in eine Infrastruktur investiert 
wird, deren Energieträger so gut wie nichts kostet. Es 
ist aber auch so, dass der Kunde den Umbau bezahlt 
und nicht der Staat. Das Erneuerbare-Energien-
Gesetz schreibt eine Umlage vor. Wer erneuerbaren 
Strom einspeist, bekommt eine Vergütung für eine 
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bestimmte Zeitdauer. Diese Umlage macht es über-
haupt erst möglich, die erneuerbaren Energien aufzu-
bauen. Das Ziel ist, langfristig eine Energieversorgung 
zu haben, die wenig kostet und bei der weniger Ener-
gie importiert werde muss. Der Anstieg der erneuer-
baren Energien hat zu einem Preiszerfall an der 
Strombörse geführt. Dies liegt daran, dass bei viel 
Wind und Sonne die Strompreise sinken. Die billigste 
Energie aus nichterneuerbarer Quelle ist zurzeit noch 
die Braunkohle. Das liegt daran, dass die externen 
Kosten nur ungenügend im Preis internalisiert sind. 
Da zeigt sich, wie wichtig ein funktionierender Handel 
mit Emissionszertifikaten ist. Das Thema Carbon-
Pricing wird am Klimagipfel ein Thema sein. Auch die 
EU diskutiert im Moment eine Reform des Emissions-
handels bis 2020. Diese soll eine Auswirkung auf die 
Effektivität des Marktes haben.  

Schwierig ist, wenn zu viel Strom vorhanden ist, der 
ins europäische Stromnetz eingespeist wird. Wird 
Braunkohle-Strom eingespeist, wird die Emissionsbi-
lanz Deutschlands belastet, auch wenn der Strom 
anderswo verbraucht wird. 

Zum Transport des Stromes insbesondere aus erneu-
erbaren Quellen vom Norden in den Süden Deutsch-
lands wird aktuell das Stromnetz ausgebaut. Auch in 
Deutschland gibt es dabei viele Diskussionen. Für 
den Strom werden Kabel zum Teil auch in der Erde 
verlegt. Das ist aber klar teurer als eine Überlandlei-
tung. Klar ist, dass es einen Netzausbau braucht. Es 
stellt sich die Frage, wie der Ausbau des Netzes be-
schleunigt werden kann. Das technische Zusammen-
spiel von konventionellen und erneuerbaren Energien 
muss noch besser geregelt werden. Es gilt die relativ 
volatilen Erneuerbaren mit der Speicherung in Ein-
klang zu bringen. 

Ziel aller Anstrengungen ist, trotz Ausstieg aus der 
Atomkraft kein CO2-Anstieg zu produzieren und 
gleichzeitig eine sichere Energieversorgung zu ge-
währleisten. Auch mehr Arbeitsplätze im Energiebe-
reich sind ein Ziel. Es gibt einen Zuwachs bei den 
Beschäftigten im Energiebereich und vor allem im 
Bereich der erneuerbaren Energietechnik. Die nächs-
te Aufgabe besteht nun darin, langfristig aus der 
Braunkohle auszusteigen. Das Ziel der G7-Staaten, 
bis Ende Jahrhundert eine dekarbonisierte Energie-
versorgung zu erreichen, bildet den Rahmen aller 
Anstrengungen. Das Beispiel zeigt, dass Deutschland 
als hochindustrialisiertes Land auch mit erneuerbaren 
Energien wettbewerbsfähig ist. Als nächstes steht nun 
der Strukturwandel von einem Kohle-Land in ein Land 
der erneuerbaren Energien an. Bis 2050 möchte 
Deutschland 98 % des Stroms aus erneuerbaren 
Quellen beziehen. Aus- respektive Umzusteigen kann 
gelingen. Es braucht ein bisschen Mut und Ausdauer! 

 

3.4. Remo Lütolf, Vorsitzender der Geschäftslei-
tung von ABB Schweiz 

Remo Lütolf begleitet seine Ausführungen mit einer 
Folienpräsentation (Beilage 2).  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die «Ener-
giestrategie» grundsätzlich technisch machbar ist, 
dass Innovation und smarte Lösungen den Fortschritt 
vorantreiben, dass die Schweiz keine Insel ist und 
dass eine realistische Planung und smarte Rahmen-
bedingungen essentiell für eine zuverlässige und 
wirtschaftliche Umsetzung sind. 

 

3.5. Esther Gassler, Regierungsrätin, Vorstehe-
rin des Volkswirtschaftsdepartements des 
Kantons Solothurn 

Esther Gassler beleuchtet die Energiewende aus 
Sicht der Kantone. Im Wissen, dass jeder Kanton 
seine Eigenheiten hat, ist den Energieverantwortli-
chen der Kantone bewusst, dass diese Neuausrich-
tung ein nationales Projekt ist und keine Spielwiese 
für 26 einzelne Kantone. Von der neuen Energiepolitik 
sind alle betroffen: die Wirtschaft und die Gesell-
schaft. Der Regierungsrat des Kantons Solothurn 
unterstützt im Grundsatz die energiepolitische Neu-
ausrichtung des Bundes.  

Gemäss Bundesverfassung sind die Kantone in der 
Energiepolitik vor allem für den Gebäudebereich 
zuständig. Aber auch bei den Themen Energieversor-
gung, Mobilität, Richtplanung, bei der Unterstützung 
von Projekten von EnergieSchweiz, bei kantonalen 
Förderprogrammen oder bei Anliegen der Grossver-
braucher sind die Kantone mit Energiefragen konfron-
tiert.  

Die Konferenz Kantonaler Energiedirektoren (EnDK) 
hat im Mai 2012 die «Energiepolitischen Leitlinien» 
verabschiedet. Darin enthalten sind fünf Grundsätze 
und 13 Leitsätze der kantonalen Energiepolitik. Den 
Kantonen kommt eine wichtige Scharnierfunktion 
zwischen den übergeordneten Entscheidungsebenen 
des Bundes, den subsidiären Strukturen der Gemein-
den und den Energienutzern in Wirtschaft und Haus-
haltungen zu. 

Energiedebatten lösen immer hohe Emotionen aus. 
Die verbissenen Diskussionen auf allen Seiten nach-
zuvollziehen, fällt oft schwer. Die Ansprüche und 
Forderungen – je nach politischer Couleur – können 
unterschiedlicher nicht sein. Unabhängig von all die-
sen Diskussionen machen die Kantone ernst mit der 
energiepolitischen Neuausrichtung. Dazu fünf Bei-
spiele: 
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- Beispiel 1: Mustervorschriften der Kantone im Ener-
giebereich (MuKEn) 2014: Im Gebäudebereich be-
steht grosser Handlungsbedarf. 40 % des Schweizer 
Energieverbrauchs wird heute für Heizung und 
Warmwasser benötigt und zum grössten Teil mit 
fossiler Energie bereitgestellt. Das soll sich ändern. 
Die MuKEn 2014 liefern eine breite Palette an wirk-
samen Massnahmen. Oberstes Ziel ist die Harmoni-
sierung im Bereich der kantonalen Energievorschrif-
ten, Planungs- und Bewilligungsverfahren. Über Kan-
tonsgrenzen hinweg sollen möglichst viele Vollzugs-
hilfen und Formulare gemeinsam erarbeitet werden. 
In den nächsten Jahren geht es darum, die MuKEn 
2014 in die kantonalen Energiegesetze zu überfüh-
ren. Im Bereich des Neubaus wird das Konzept des 
«Nahezu-Null-Energiegebäudes» eingeführt. Bei 
Altbauten sollen die CO2-Emissionen schrittweise 
gesenkt werden.  

- Beispiel 2: Harmonisiertes Fördermodell (HFM): Es 
ergänzt die MuKEn im Bereich der Förderung der 
Gebäudeenergieeffizienz und des Einsatzes von 
erneuerbaren Energien zur Deckung des Raumwär-
mebedarfs. Es berücksichtigt neue technische Wir-
kungswerte, die Weiterentwicklung der Bauvorschrif-
ten auf der Basis der MuKEn 2014 sowie neue vom 
Bund verlangte Vollzugsstrukturen. Das HFM 2015 
wurde in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesamt 
für Energie (BFE) erarbeitet. Der Bund und die Kan-
tone werden die globalbeitragsberechtigte Förderung 
nach den Kriterien des HFM ausrichten und diese ab 
2017 anwenden.  

- Beispiel 3: Das Gebäudeprogramm und die kantona-
len Förderprogramme: Das Gebäudeprogramm wurde 
von den Kantonen massgebend entwickelt und ist ein 
wichtiger Pfeiler der Energie- und Klimapolitik. Dies 
soll auch weiterhin so bleiben, denn noch immer sind 
landesweit etwa 1.5 Millionen Liegenschaften energe-
tisch sanierungsbedürftig. Die Erhöhung der Rate der 
sanierten Gebäude ist der Kernpunkt für das Gelingen 
einer zusammenhängenden Umwelt- und Energiepoli-
tik. Die Energiewende hat viele positive Impulse für 
die Industrie und Gewerbe. Die Kantone leisten mit 
ihren kantonalen Förderprogrammen einen wichtigen 
Beitrag zur Erhöhung der Energieeffizienz. Im ver-
gangenen Jahr haben die Kantone im Rahmen ihrer 
Förderprogramme knapp CHF 119 Mio. ausbezahlt. 
Rund CHF 105 Mio. als Investitionsbeiträge für Mass-
nahmen im Gebäudebereich. 

- Beispiel 4: Die Vorbildfunktion: Die Kantone sollen 
nicht nur fordern und fördern. Sie müssen mit guten 
Beispielen vorangehen. Das ist auch ein grosses 
persönliches Anliegen. Für die Bauten des Kantons 
Solothurn gilt Minergie-Standard als Minimum. Und 
der Ersatz von fossilen Brennstoffen durch erneuerba-
re Energieträger steht im Vordergrund. Die kantona-

len Bauten werden also entcarbonisiert. So haben 19 
kantonale Liegenschaften auf dem Stadtgebiet von 
Solothurn einen Anschluss an das Wärmeverbund-
netz und werden mit Abwärme aus der örtlichen Keh-
richtverbrennungsanlage gespeist. Das spart jährlich 
rund 55'000 m3 Erdgas und über 400'000 Liter Heizöl. 
Den Strombedarf deckt der Kanton zu rund 80 % aus 
erneuerbarer Energie ab. Die Justizvollzugsanstalt in 
Deitingen oder das Bürgerspital Solothurn in der Stadt 
Solothurn wurden im Minergie-Standard gebaut. Der 
Campus Olten der Fachhochschule Nordwestschweiz 
oder das Berufsbildungszentrum Solothurn-Grenchen 
sind im Minergie P-ECO-Standard gebaut. Der Kan-
ton hat ausserdem 20 kantonale Gebäude eruiert, die 
für Solaranlagen geeignet wären. Hier sollen Anlagen 
entweder selber gebaut oder die Dachflächen Dritten 
zur Verfügung gestellt werden. Auf Dächern von kan-
tonalen Gebäuden stehen aktuell 14 Photovoltaikan-
lagen, welche über 1 Mio. kWh pro Jahr produzieren.  

- Beispiel 5: Die Energiewende als Auslöser für Inno-
vationen: Der Kanton Solothurn ist ein guter Nährbo-
den für Innovationen – auch im Energiebereich. Zum 
Beispiel das Projekt «Power to Gas»: Seit Juni 2015 
ist im solothurnischen Zuchwil das Hybridwerk Aar-
matt, eine landesweit einzigartige Anlage, in der über-
schüssiger Strom aus dezentraler Produktion in eine 
andere Energie-Form (z. B. in Gas) umgewandelt 
werden kann. Oder das Beispiel «FlexLast». Dieses 
Pilotprojekt soll aufzeigen, ob Kühlhäuser während 
den Produktionsspitzen mehr Strom aufnehmen und 
die Innentemperatur absenken können, um sie in 
Verbrauchsspitzenzeiten wieder abzuschalten – ohne 
dass die Kühlprodukte darunter leiden. Die Kühlhallen 
dienten so als Energiepuffer für das Stromnetz. Die 
grösste Photovoltaik-Anlage der Schweiz steht auch 
im Kanton Solothurn, und zwar auf dem ehemaligen 
Areal der Firma Sulzer (Areal Riverside). Es gibt also 
viele Initiativen von Seiten der Wirtschaft.  

Es ist wichtig, dass energieintensive Betriebe nicht 
ungebührlich hohe Abgaben und Steuern auf Ener-
gien bezahlen müssen und damit ihre Konkurrenzfä-
higkeit verlieren. Energieintensive Prozesse sind oft in 
Recyclingunternehmen anzutreffen. Das lokale Re-
cycling der vor Ort anfallenden Rohstoffe ist aus ge-
samtökologischer Sicht in jedem Fall vorzuziehen.  

Es gibt also noch viel zu tun und Weitblick in der 
Energiepolitik ist nötiger denn je. Microsoft-Gründer 
Bill Gates hat es einmal so ausgedrückt: «Als der 
Pflug erfunden wurde, haben einige gesagt, das ist 
schlecht; dasselbe war der Fall beim Buch, beim 
Telefon, beim Auto, beim Fernsehen und bei fast 
jeder neuen Technologie. Das war immer so und wird 
immer so sein. Die nächste Generation hat die neue 
Technologie dann aber jedes Mal fast schon als völlig 
selbstverständlich betrachtet.» So wird es auch bei 
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der Energiepolitik sein. Es gibt nicht den einmaligen, 
grossen Wurf. Energiepolitik ist eine Politik der klei-
nen Schritte und der Beharrlichkeit. Vielleicht geht es 
auch einmal einen Schritt zurück. Wichtig ist, ein 
klares Ziel vor Augen zu haben. Die Kantone haben 
eine zukunftsweisende Energiestrategie und sind 
bereit und gewillt einen Beitrag zu leisten.  

 

4. Diskussionsrunde. Moderation durch Frank 
Linhart, ehem. Moderator bei TeleBasel 

Frank Linhart: «Herausforderung» ist das Wort des 
Tages. Auch die Zeit einzuhalten ist eine Herausfor-
derung. Er wird zunächst einige Fragen an die Podi-
umsteilnehmerInnen richten und dann das Mikrofon 
für Fragen aus dem Publikum öffnen.   
Wie ging es ihnen – Frau Bundesrätin Leuthard – am 
Sonntagabend nach den Parlamentswahlen? 

BR Leuthard: Im Moment kann man die energiepoliti-
schen Folgen der Parlamentswahlen nicht abschät-
zen. Der Nationalrat ist schon seit geraumer Zeit 
unberechenbarer geworden. Die Energiestrategie ist 
schon so weit fortgeschritten, dass diese nicht mehr 
komplett gekippt werden wird. Würde sie doch ge-
kippt, müssten die Gegner klar sagen, was denn am 
heutigen System besser sein soll. Die AKW werden 
stillgelegt werden, ob man dies möchte oder nicht. 
Der Verbrauch würde ohne neue Energiestrategie 
stark ansteigen und grosse Kosten verursachen. Eine 
Abkehr von der Energiestrategie hätte auch zur Folge, 
dass die Schweiz sehr stark von den fossilen Ener-
gien abhängig bleiben würde. Es stellt sich also die 
Frage, ob man dies möchte oder ob man mit limitier-
ten Fördergeldern die erneuerbaren Energien fördern 
möchte. Ideologische Grabenkämpfe bringen das 
Land nicht voran. 

Frank Linhart: Gleichwohl war in Zeitungen zu lesen, 
dass die Energiewende auf der Kippe stehe.  

BR Leuthard: Die Zeitungen schreiben viel und man 
muss das mit einer gewissen Gelassenheit hinneh-
men. Die Bevölkerung und die Gemeinden sind oft 
weiter, als es die Bundespolitik wahrhaben möchte 
und das ist auch gut so. Auch die Wirtschaft hat vieles 
schon umgesetzt. 

Frank Linhart: Wieso ist ein Vorankommen so 
schwierig? 

RR Gassler: Viele Entscheide im Energiebereich sind 
langfristig. Ein Gebäude zu sanieren, ist nicht etwas, 
dass man überstürzt angeht. Das ist oft ein Generati-
onenprojekt. Jetzt kommen immer mehr Gebäude der 
Generation der Babyboomers auf den Markt. Viele 
dieser Gebäude wurden nie saniert. Das wird sich auf 
den Verkaufspreis auswirken. Hier kommt etwas ins 

Rollen, das man nicht erzwingen kann. Zuviel Druck 
kann auch kontraproduktiv sein. Viel wichtiger ist, 
stetig dranzubleiben mit Vorschriften für neue Hei-
zungen oder neue Häuser. Das Volk hat Elektrohei-
zungen verboten. Und jetzt folgt ein Förderprogramm, 
das den Ersatz von Elektroheizungen mit solchen aus 
erneuerbaren Energien fördert. So können erwünsch-
te Handlungen gefördert werden.  

Frank Linhart: Der Kanton Solothurn ist in diesem 
Bereich ja ein vorbildlicher Kanton. Ist der «Kantönli-
geist» in diesem Bereich richtig oder bräuchte es 
mehr Entscheide auf Bundesebene? 

RR Gassler: Die Energiedirektorenkonferenz ist ein 
gutes und wichtiges Gremium. Es gehört aber auch 
zur Schweiz, dass sich alle immer wieder zusammen-
raufen müssen. Und wenn man genau hinschaut, sind 
die Unterschiede zwischen den Kantonen oft gar nicht 
so gross.  

BR Leuthard: Der Bund wünscht sich immer mehr 
Einheitlichkeit. Das liegt in der Struktur unseres 
Staatswesens. Die Zusammenarbeit hat sich verbes-
sert. Die Mustervorschriften der Kantone im Energie-
bereich – MuKEn 2014 – waren zum Beispiel ein 
wichtiger Schritt. Die Ansprüche der Kantone sind 
zum Teil halt auch sehr unterschiedlich. Es gibt die 
«Alpen OPEC». Für diese Kantone sind die Einnah-
men aus den Wasserzinsen unantastbar. Gleichzeitig 
belasten diese Zinsen die Stromwirtschaft und die 
Konsumenten. Zu Recht sagen die Bergkantone aber, 
dass die Mittellandkantone auch profitieren – nämlich 
von den Dividenden der Wasserkraftwerke. Mit den 
grossen Abschreibungen kommen nun aber auf viele 
Kantone grosse Herausforderungen zu.  
Es gibt in der Schweiz immer noch zu viele Energie-
versorgungsunternehmen (EVU). Zusammenschlüsse 
in diesem Bereich wären sinnvoll, können aber nicht 
verordnet werden. Das muss von unten kommen. Die 
EVU müssen zum Schluss kommen, dass es zusam-
men bessergeht als alleine. Die Kantone können hier 
helfen, die Betriebsstrukturen zu verbessern. Davon 
haben auch die Kunden mehr.  

Frank Linhart: Wie ist beim Bürger – also Ihren Kun-
den – die Akzeptanz für die Energiewende herbeizu-
führen? 

Suzanne Thoma: Die Bevölkerung ist oft weiter als 
die Politik. Auf der anderen Seite werden Entscheide 
rasch auch kritisiert, wenn es ums eigene Geld geht. 
Eine Krux bei den Energieeffizienzmassnahmen ist, 
dass die Paybackzeit für private Investoren sehr lange 
ist. Oft dauert es zehn oder mehr Jahre, bis sich eine 
Investition lohnt. Das hemmt Investitionen. 

Frank Linhart: Können sie ihre Kunden gleichwohl 
überzeugen, dass sich solche Investitionen lohnen? 
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Suzanne Thoma : Die BKW ist ein Dienstleister und 
kann den Kunden nichts vorschreiben. Die BKW hat 
aber ein Interesse daran, dass die Kunden solche 
Investitionen tätigen. Energieeffizienz ist auch für die 
BWK gut. Daher wird auch viel unternommen, um die 
Kunden zu überzeugen. Man kann die Stromdienst-
leister aber nicht dafür verantwortlich machen, wenn 
die Kunden keinen Strom sparen. 

Frank Linhart: Das Potenzial sei noch riesig, haben 
wir gehört. Wieso dauert es so lange, um das Poten-
zial auch auszuschöpfen? 

Remo Lütolf: Erneuerbare Energie ist praktisch gra-
tis, wenn sie einmal da ist. Es braucht aber zunächst 
grosse Investitionen. Und es gibt bei Energie aus 
Sonne und Wind viel Verlust. Eine 10 KW-
Solaranlage auf dem Dach liefert am Schluss 1 KW 
Strom. Es braucht auch neue Speichermöglichkeiten. 
Die im Moment viel kritisierte Pumpspeicherung wird 
sich langfristig lohnen.  

Frank Linhart: Besteht die Gefahr, dass die Energie-
Unternehmen mehr Mittel in ihr Image stecken und 
weniger in eine echte Energiewende? 

Remo Lütolf: Die Unternehmen agieren in einem 
internationalen Wettbewerb. Daher braucht es gleich-
lange Spiesse für alle. Energie bedeutet Kosten. 
Daher haben die Firmen auch ein Interesse am Ener-
giesparen. ABB Schweiz hat in den letzten Jahren 
den Energie- und den CO2-Verbrauch halbiert, dies 
bei steigender wirtschaftlicher Leistung. Die Firmen 
wollen Energie sparen.  

Frank Linhart: Wie gut steht die Schweiz da? 

Rita Schwarzelühr-Sutter: Es ist an anderen, dies zu 
beurteilen. Es stellt sich die Frage, welche Alternati-
ven bestehen: Wie sehen die Preise aus? Wie beur-
teilt man die Importabhängigkeit?  
Die UN hat vor kurzem eine Nachhaltigkeitsagenda 
beschlossen. 193 Staaten – darunter auch die Indust-
riestaaten – haben sich verpflichtet. Und auch das 
Klima ist ein Thema.   
Deutschland hat sich verpflichtet, bis 2020 40 % der 
Energie zu sparen (bezogen auf 1990) und ist nach 
wie vor auf dem Pfad. In der laufenden Legislatur 
wurde die Zielerreichung überprüft. Es wurde eine 
Lücke festgestellt. Diese wird nun korrigiert und zwar 
mit dem Aktionsproramm Klimaschutz. Da sind alle 
Sektoren, die CO2 produzieren, miteinbezogen. Damit 
soll das Ziel 2020 erreicht werden. Deutschland hat 
vielleicht einen gewissen Zeitvorsprung gegenüber 
der Schweiz. Dafür hat die Schweiz den Vorteil aus 
den Erfahrungen in Deutschland zu lernen und es 
besser zu machen oder früher zu reagieren. Zum 
Beispiel ist die Lernkurve bei der Photovoltaik enorm. 
Daher sind auch die Kosten enorm gesunken. 

Deutschland passt darum nun auch die Einspeisever-
gütung an. Wichtig ist der Austausch! Deutschland hat 
eine gewisse Vorreiterrolle mit all ihren positiven und 
negativen Seiten. Aber grundsätzlich wollen beide 
Länder die Energiewende.  

Frank Linhart: Kann Deutschland auch von der 
Schweiz profitieren? 

Rita Schwarzelühr-Sutter: Deutschland schaut inte-
ressiert, wie die Schweiz im Bereich der Endlagerung 
radioaktiver Abfälle vorgeht. Hier ist die Schweiz 
voraus. Es ist eine grosse Herausforderung, die End-
lagerstätten für die nächsten Jahrzehnte sichern zu 
können. Es gilt Kompetenz und Know-how aufzubau-
en. Bekanntlich wollen junge Menschen nicht in den 
Bereich Atomkraft einsteigen.  

Frank Linhart öffnet die Runde und bittet um Fragen. 

Christian Hadorn: Müssen die Areale, auf welchen 
heute AKW stehen, wirklich zur grünen Wiese zu-
rückgebaut werden? Gäbe es keine Möglichkeit, die 
Bürogebäude oder die Maschinehallen weiter zu 
benutzen? 

Suzanne Thoma: Ein Rückbau zur grünen Wiese 
steht im Gesetz. Klar ist, dass alles Material, wo im-
mer möglich, recycliert wird.  

Sander Mallien: Die Regionalkonferenz Nördliche 
Lägern – bei der er selber auch Mitglied ist – hatte 
gestern Abend ihre Vollversammlung. Und der Ent-
scheid des ENSI, den Standort Nördliche Lägern 
nochmals zu überprüfen – obwohl die Nagra das 
Gebiet als nicht Standortwürdig bezeichnet hatte – 
führte zu einer gewissen Irritation. In einer Konsulta-
tivabstimmung haben sich Dreiviertel der Anwesen-
den «contre coeur» dennoch für eine erneute solche 
Prüfung ausgesprochen.   
Doch zur eigentlichen Frage: Der Umbau kann nicht 
erzwungen werden, wurde heute gesagt. Viele Kanto-
ne sind Mitbesitzer an Energie-Unternehmen und 
profitieren von den Gewinnen. Diese fliessen in die 
allgemeine Staatskasse. Wäre es nicht möglich, die 
Erträge viel konzentrierter für die Förderung neuer 
Energien und Technologien zu verwenden? 

RR Gassler: Der Kanton Solothurn ist kein Axpo-
Kanton, sondern ein Alpiq-Kanton und muss im Mo-
ment die Abschreibungen des Unternehmens in die 
Bücher übernehmen. Die Kantone sind immer in den 
Verwaltungsräten vertreten. Das ist der richtige Kanal, 
um die Kantonsanliegen einzubringen. Ob man Erfolg 
damit hat, steht auf einem anderen Blatt.  

Suzanne Thoma: Es gibt noch einen anderen Aspekt. 
Die Firmen sind alle Aktiengesellschaften, zum Teil 
sind sie auch börsenkotiert. Es ist den AktionärInnen 
frei, über die Verwendung des Gewinns zu entschei-
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den. Der Dividenden-Hunger der kantonalen Mehr-
heitseigner ist oft sehr ausgeprägt. Das Anliegen des 
Fragenden würde daher wohl abgelehnt. 

Sander Mallien: Die Axpo gehört nur der öffentlichen 
Hand.  

BR Leuthard: Die Vertreter des Kantons Aargau 
könnten mit einem entsprechenden Auftrag manda-
tiert werden. In der Regel läuft es aber umgekehrt, 
wie von Frau Thoma schon skizziert: Die Kantone 
nehmen dankbar alle Zinsen und Dividenden, die sie 
bekommen können.   
Es ist im Weiteren empfehlenswert, wenn sich die 
Kantone in den nächsten Jahren intensiv mit ihren 
Beteiligungen an den Energiewerken auseinanderset-
zen. Da kommen wichtige Veränderungen und allen-
falls auch Forderungen auf die Kantone zu. Der 
Rückbau wird kosten.  
Es gilt allen, die sich in den Regionalkonferenzen 
engagieren, zu danken. Nun beginnt die Zeit der 
Verantwortung. Es ist einfach, Aktionär eines AKW zu 
sein und viele Jahre Atomkraftstrom zu beziehen und 
nun aber ein Lager auf eigenem Gebiet abzulehnen. 
Eine Region wird das Tiefenlager übernehmen müs-
sen. Es gilt auch zu beachten, dass ein Tiefenlager 
weniger risikobehaftet ist als der Betrieb eines AKW.   
Der Bundesrat wird 2018 die Auswahl auf zwei 
Standorte einschränken. Anschliessend wird in der 
letzten Phase der sicherste Standort von den beiden 
auserkoren. Oberstes Ziel ist ein sicherer Standort zu 
finden. 

Beatrice Schaffner: Die Fahrzeuge werden immer 
kraftstoffeffizienter. Es wird weniger Treibstoff ver-
kauft. Damit sinken die Erträge aus der Mineralöl-
steuer. Die Elektromobilität wird diesen Prozess noch 
verschärfen. Hat der Bund Konzepte, wie diese Aus-
fälle kompensiert werden? 

BR Leuthard: Der Bund arbeitet am neuen Natio-
nalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds 
(NAF). Der Mineralölsteuerzuschlag wird erhöht wer-
den müssen. Das ist auf den ersten Blick unschön. 
Aber man muss die Erhöhung in Relation zum Ver-
brauch setzen: Der Verbrauch hat sich in den letzten 
15 Jahren halbiert. Dazu kommt die Teuerung.   
Die Ständeratskommission schlägt im Moment eine 
Erhöhung um 4 Rappen pro Liter ab 2018 vor. Die 
Kosten pro Kilometer liegen damit immer noch unter 
den Kosten, welche man vor 25 Jahren für einen 
Kilometer bezahlen musste. Mit der Erhöhung um 
4 Rappen wären die Mittel bis ca. 2025 gesichert. 
Dann ist evtl. eine weitere Erhöhung nötig. Es muss 
beachtet werden, dass die Kosten nicht zurückgehen. 
Es sind viele Investitionen und Sanierungen im Stras-
senbau nötig. Weitere Ideen zur Finanzierung des 
Strassenverkehrs betreffen das Mobility Pricing. Das 

wird aber noch lange nicht umgesetzt. Ausserdem 
gibt es Überlegungen, wie die Verkehrsspitzen am 
Morgen und am Abend geglättet werden können.  

Rita Haudenschild: Es wurde von Remo Lütolf – zu 
Recht – gesagt, dass die Einbindung der Schweiz in 
den europäischen Strommarkt sehr wichtig sei. Auch 
das Stromabkommen mit der EU sei für die Wirtschaft 
sehr wichtig. In der bisherigen Debatte zum neuen 
Energiegesetz war von der Wirtschaft nicht viel zu 
hören. Darf in der neuen Legislatur eine aktivere Rolle 
seitens der Wirtschaft erwartet werden? 

Remo Lütolf: «Die Wirtschaft» gibt es nicht. Es gibt 
viele unterschiedliche Interessen innerhalb der Wirt-
schaft. Die exportorientierte Wirtschaft und die produ-
zierende Wirtschaft haben ein grosses Interesse am 
Stromabkommen mit der EU. Diese Unternehmen 
sind auf gleichlange Spiesse wie ihre Konkurrenz im 
Ausland angewiesen. Die Energie ist für diese Unter-
nehmen ein wichtiger Kostenfaktor. Wichtig ist auch 
die Zuverlässigkeit der Energieversorgung. 

Sarah Gabi Schönenberger: Der Bundesrat möchte 
den CO2-Verbrauch mit Lenkungsabgaben eindäm-
men. Sind diese Lenkungsabgaben nach den Wahlen 
gefährdet? Und wie sieht es mit der Erhöhung der 
Mineralölsteuer aus? Ausserdem wurde vorher die 
Energiespeicherung angesprochen. Bis wann sind 
hier grosse Fortschritte zu erwarten? 

BR Leuthard: Die «Agentur der Wirtschaft» ist sehr 
aktiv und versucht zusammen mit Unternehmen CO2 
zu reduzieren. 3’200 Unternehmen machen dort mit. 
Es gibt in der Schweiz 300‘000 Unternehmen. Es gibt 
also noch ein Potenzial, es wird aber schon viel ge-
macht.   
Der Bundesrat wird die Lenkungsabgabe dem Parla-
ment vorlegen. Es ist nach den Wahlen sicher nicht 
einfacher geworden. Es wäre ein effizientes Instru-
ment.  
Wenn in die Strasseninfrastruktur investiert werden 
soll, dann braucht es Mehreinnahmen von jährlich 
mindestens CHF 800 Mio.  

Remo Lütolf: Die Energiespeicherung ist eine der 
ganz grossen Herausforderungen, um die Energie-
wende erfolgreich umzusetzen. Erneuerbare Energien 
sind viel volatiler.   
Die Schweiz hat gute Voraussetzungen dank ihrer 
Wasserkraftwerke, die als Pumpspeicherwerke be-
nutzt werden können. Das ist eine effiziente Art, 
Energie zu speichern. Immer attraktiver werden de-
zentrale Speicher im Haus in Form von Batterien. Es 
gibt erste markttaugliche Batterien. Damit wird es 
möglich, Energie für ungefähr einen Tagesverbrauch 
dort zu speichern, wo sie produziert wird. Die grosse 
Herausforderung ist die Speicherung über eine länge-
re Zeit. Hier werden neue Formen zum Einsatz kom-
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men, insbesondere die Speicherung in Form von Gas. 
Sonnenenergie soll dabei in Gas umgewandelt und 
gelagert werden. Im Moment sind diese Techniken 
noch nicht effizient genug. Aber hier wird es in den 
kommenden 10 Jahren grosse Fortschritte geben.  

Brigitte Wyss: Es gibt keine Alternative zum Ener-
giesparen. Die Aussage, Deutschland erst bis Ende 
Jahrhundert zu dekarbonisieren, schreckt auf. Die 
Strompreise sind vor allem daher so tief, weil immer 
noch viel Strom mit billiger Kohle produziert wird und 
es zu einer Marktverzerrung kommt. Dauert es wirk-
lich noch bis Ende Jahrhundert, bis die Marktverzer-
rung beseitigt ist? 

Rita Schwarzelühr-Sutter: Die Dekarbonisierung bis 
Ende Jahrhundert hat nicht Deutschland alleine be-
schlossen, sondern die G7-Staaten. Die Energiewen-
de wird fortgesetzt. Der Strommarkt wird im Moment 
in Deutschland marktwirtschaftlicher organisiert. Ne-
ben der Versorgungssicherheit braucht es auch eine 
Bezahlbarkeit.   
Die Energiewende wird im Moment in Deutschland 
vor allem von den Haushalten bezahlt und nicht durch 
die Industrie. Diese ist von der EEG-Umlage befreit.  
Damit der Strom aus Braunkohle reduziert wird, 
braucht es einen funktionierenden Zertifikatshandel. 
Ein erster Schritt ist mit der europaweiten Einführung 
der sogenannten Marktstabilitätsreserve getan. Wenn 
die Gesamtzahl der Emissionszertifikate in einem 
Jahr eine bestimmte Schwelle überschreitet, wird ein 
Anteil der Zertifikate automatisch vom Markt genom-
men und in eine Reserve eingestellt. Im gegenteiligen 
Fall werden die Zertifikate aus der Reserve dem 
Markt wieder zugeführt.   
Deutschland versucht die Dekarbonisierung voranzu-
treiben, steht aber nicht isoliert. Es muss mit den 
anderen EU-Staaten einen gemeinsamen Nenner 
finden. Die Dekarbonisierung ist ja auch nicht Selbst-
zweck. Es gilt Kosten zu vermeiden, die durch den 
Klimawandel entstehen könnten.  

BR Leuthard: Es gilt Deutschland in Schutz zu neh-
men! Deutschland und die EU haben die erneuerba-
ren Energien massiv gefördert. Dem muss man Res-
pekt zollen. Hier wurde ein wahrer Boom ausgelöst, 
der auch zu Preissenkungen geführt hat. Ein Solarpa-
nel wurde innerhalb von sieben Jahren 70 % billiger. 
Die grossen Profiteure davon sind zwar die Chinesen. 
Aber auch die Schweiz profitiert von diesen günstigen 
Preisen.   
Das Abschaltdatum für die AKW ist in Deutschland 
politisch gesetzt. Darum besteht ein grosser Druck, 
die erneuerbaren Energien aufzubauen. Dazu kommt 
eine grosse Gasabhängigkeit in Europa. Und der 
Gaspreis wird von Russland oder der Ukraine gesteu-
ert. Daher braucht es ein gewisses Verständnis dafür, 
dass die Kohlekraftwerke nicht über Nacht geschlos-

sen werden. Dazu kommen auch noch soziale Fragen 
beim Schliessen von Kohlekraftwerken. Jedes Land 
muss seinen eigenen Weg suchen. Wichtig ist, vonei-
nander zu lernen. 

Martin Lüchinger: Der Kanton Basel-Stadt hat seit 
1995 ein neues Energiegesetz. Damals hätten die 
Energiekosten gesenkt werden müssen. Stattdessen 
wurde eine kostenneutrale Lenkungsabgabe einge-
führt. Diese funktioniert bis heute sehr gut. Heute 
steht die Schweiz am selben Ort wie Basel damals. Er 
kann nur empfehlen, eine solche Lenkungsabgabe 
einzuführen. 

Frank Linhart schliesst die Podiumsdiskussion ab 
und dankt allen für die Teilnahme. 

 

5. Zusammenfassung der Tagung und 
Schlusswort durch den Präsidenten 

Jean Pierre Summ: Es hat heute fünf interessante 
Vorträge gegeben und eine spannende Diskussions-
runde. Dazwischen hat Aernschd Born die Runde 
aufgelockert. Allen Beteiligten gebührt Dank. Bleibt zu 
hoffen, dass alle TeilnehmerInnen etwas für ihre poli-
tische Tätigkeit mitnehmen können. 

Ein grosser Dank gilt auch der Planungsgruppe, wel-
che den Anlass in mehreren Sitzungen vorbereitet 
hat. Ein spezieller Dank geht an Pascal Andres (Lan-
deskanzlei BL) und an die Organisatoren des Kantons 
Solothurn, welche den Anlass so vorzüglich organi-
siert haben.  

 

6.  Wahl des neuen Präsidiums der IPK Nord-
westschweiz auf Vorschlag des Kantons 
Basel-Landschaft 

Jean Pierre Summ: Es ist an der Zeit, das Präsidium 
nach zwei Jahren abzugeben. Turnusgemäss geht 
das Präsidium an den Kanton Basel-Landschaft wei-
ter. Als neuer Präsident vorgeschlagen ist Landrat 
Stefan Zemp.  

://: Stefan Zemp wird per Akklamation gewählt. 

Der Tagungspräsident schliesst die Sitzung und lädt 
alle Anwesenden zum Stehlunch ein. 

 

Für das Protokoll:  
Thomas Löliger, Landeskanzlei Basel-Landschaft 

 

Beilagen: 

1. Folien zum Referat von Suzanne Thoma  
2. Folien zum Referat von Remo Lütolf 
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Globale Trends und Herausforderungen unserer Zeit 
Zum nachhaltigen Umgang mit der Ressource Energie 
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 Steigender Energiebedarf 

 Klimawandel 

 Wandel des Energieversorgungssystems 

 Energieziele der EU bis 2030 * 
 

 «Energiestrategie 2050» der Schweiz ** 

* Energieziele EU bis 2030: 
 27% mehr Energieeffizienz 
 27% Anteil an erneuerbaren Energien 
 40% weniger Treibhausgasemissionen 

** Energiestrategie Schweiz: 
 Schrittweiser Ausstieg aus der Kernenergie 
 Erhöhung Anteil erneuerbare Energien 
 Energieeffizienz 
 CO2 Reduktion (v.a. Gebäudeheizungen, Verkehr) 
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Unternehmen leisten bereits heute einen Beitrag zu einem schonenden 
Umgang mit der Ressource Energie: 

 Sie wirtschaften nachhaltig, indem Produktionsprozesse ressourcen- 
und energieeffizient gestaltet, CO2-Emissionen reduziert und 
erneuerbare Energien eingesetzt werden. 

 Energieagentur der Wirtschaft: Unterstützung der Unternehmen 
zur Erreichung betriebsspezifischer Energieeffizienzmassnahmen. 
Allein von 2013 bis 2014 wurden 139 300 Tonnen CO2 reduziert.  

 myclimate: Beratung von Unternehmen zum Thema Klimaschutz.  

 Sie entwickeln innovative Technologien, die den Energiebedarf senken 
und den Ressourcenverbrauch reduzieren. 

 Die weltweit installierten ABB-Motorenantriebe sparen jährlich 
rund 400 Mio MWh elektrischer Energie, was dem Jahresbedarf 
von über 85 Millionen Haushalten in der EU entspricht. 

 

 



Unterwegs in die Energiezukunft 
Leitsatz 

October 26, 2015 | Slide 4 
© ABB 

«Die ‹Energiestrategie› ist grundsätzlich technisch machbar.» 
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Technologie und Potenzial vorhanden 
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 Photovoltaik-Solaranlagen 
 Grossanlagen an strategischen Lagen  
 Dezentrale Kleinanlagen auf Gebäuden 

und Infrastrukturanlagen 

 Windgeneratoren 
 On-shore 
 Off-shore 

 Wasserkraft 
 Neuerschliessungen 
 Leistungssteigerungen 
 Pumpspeicherung 

 

 

 

 

 Wechselnde Energieflüsse stellen neue Anforderungen ans Netz 
 Volatile Erzeugung bedingt neue Formen der Energiespeicherung 



Energiestrategie: Energie effizienter nutzen 
Einsparpotenzial entlang der ganzen Energiekette 

October 26, 2015 | Slide 6 
© ABB 

Gebäude Stromerzeugung Stromübertragung 
und -verteilung 

Industrie 
Mobilität 

Energie- 
verluste 

 ABB-Lösungen können Energieverluste um 20 - 30% reduzieren 

Reduktion der Energie- 
verluste um 20 - 30% 
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«Innovation und smarte Lösungen treiben den Fortschritt.» 



Reduktion von CO2-Emissionen im Verkehr  
Innovation: Elektrobus «TOSA» 
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 Weltweit erster fahrleitungsloser Elektrogelenkbus 

 Vollautomatische und ultraschnelle Ladestationen an Bushaltestellen 
(Ladezeit: 15 Sekunden) 

 Erfolgreiches erstes Pilotprojekt in Genf 

 Projekt für regulären Linienbetrieb in Genf in Planung 

 



Steigerung der Energieeffizienz in der Mobilität 
Innovation: Neue Stromrichter für «Lok 2000» der SBB 
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 Lieferung von 200 Stromrichtern der neusten Generation 
für die Modernisierung von 100 SBB «Lok 2000» 

 Erhöhung der Energieeffizienz und der Zuverlässigkeit 

 Energieeinsparpotenzial von 27 GWh jährlich 
(entspricht Stromverbrauch von 6’750 Haushalten) 
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«Die Schweiz ist keine Insel.» 



Ob konventionelle oder erneuerbare Energiequellen 
Nationale sowie internationale Möglichkeiten nutzen 
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 Grosses Potenzial für Wind im Norden, Sonne im Süden 

 Stromabkommen mit der EU und «Market Coupling» 

 Stärkung des europäischen Verbundnetzes 

 Effiziente Technologien zur Hochspannungs-Gleichstrom-
Übertragung vorhanden 

 Schweiz im Herzen Europas attraktiv positioniert 
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«Realistische Planung und smarte Rahmenbedingungen 
sind essentiell für eine zuverlässige und wirtschaftliche 
Umsetzung.» 



Weniger Planwirtschaft und Subventionen 
Mehr Marktanreize und Planungssicherheit 
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Es braucht Rahmenbedingungen und Strategien, die 
 auf die Marktwirtschaft setzen, 
 den Wettbewerb fördern, 
 Investitionssicherheit bieten, 

ferner weiterhin 
 die Versorgungssicherheit sicherstellen, 
 und wirtschaftlich tragbar sind. 



Smarte Technologien und smarte Entscheidungen 
Für einen gangbaren Weg in die Energiezukunft 
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1. Die «Energiestrategie» ist grundsätzlich technisch machbar. 
2. Innovation und smarte Lösungen treiben den Fortschritt. 
3. Die Schweiz ist keine Insel. 
4. Eine realistische Planung und smarte Rahmenbedingungen 

sind essentiell für eine zuverlässige und wirtschaftliche Umsetzung. 
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